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TOP 6: 

Gesetz zum kontrollierten Umgang mit Cannabis und zur 
Änderung weiterer Vorschriften (Cannabisgesetz - CanG) 

Drucksache: 92/24 

I. Zum Inhalt des Gesetzes 

Das Gesetz hat insbesondere die Stärkung der cannabisbezogenen Aufklärung 

und Prävention, die Eindämmung des illegalen Marktes für Cannabis sowie die 

Stärkung des Kinder- und Jugendschutzes zum Ziel.  

Zum Schutz von Konsumentinnen und Konsumenten wird darüber hinaus die 

Qualität von Konsumcannabis kontrolliert und die Weitergabe verunreinigter 

Substanzen verhindert. Dies soll zu einem verbesserten Gesundheitsschutz bei-

tragen.  

Mit der Neuregelung werden der gemeinschaftliche, nichtgewerbliche Eigenan-

bau und der private Eigenanbau von Konsumcannabis erlaubt. Zugleich werden 

strenge Anforderungen an den Kinder- und Jugendschutz und den Gesundheits-

schutz gestellt. In diesem Zusammenhang werden Präventionsangebote ausge-

baut und ein allgemeines Werbe- und Sponsoringverbot für Cannabis für nicht 

medizinische Zwecke und Anbauvereinigungen eingeführt. 

Im Wesentlichen sieht das Gesetz folgende Maßnahmen des Gesundheitsschut-

zes sowie des Kinder- und Jugendschutzes vor: 

– Begrenzung der zulässigen Besitzmenge an Konsumcannabis außerhalb von 

Anbauvereinigungen auf 25 Gramm. 

– Nichtgewerbliche Anbauvereinigungen sollen nur mit behördlicher Erlaub-

nis Konsumcannabis gemeinschaftlich unter aktiver Mitwirkung der Mit-

glieder anbauen und zum Eigenkonsum an Mitglieder weitergeben dürfen. 

Enge gesetzliche Rahmenbedingungen müssen eingehalten werden. 

– Einhaltung von strengen Mengen-, Qualitäts- sowie Kinder- und Jugend-

schutzvorgaben, gesichert durch behördliche Kontrolle. 
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– Begrenzung der Weitergabe von Konsumcannabis in Anbauvereinigungen: 

Mengenbegrenzung, Weitergabe nur an volljährige Mitglieder mit Wohn-

sitz oder gewöhnlichem Aufenthalt in Deutschland, verbunden mit einer 

strikten Pflicht zur Überprüfung der Mitgliedschaft und des Alters, Begren-

zung des zulässigen THC-Gehalts auf zehn Prozent bei Weitergabe an Her-

anwachsende, Weitergabe nur in Reinform, das heißt Marihuana oder Ha-

schisch. 

– Konsumverbot von Cannabis in beziehungsweise auf und in einer Schutz-

zone von 200 Metern Abstand zum Eingangsbereich von Anbauvereinigun-

gen, Schulen, Kinder- und Jugendeinrichtungen, Kinderspielplätzen sowie 

in öffentlich zugänglichen Sportstätten. 

– In begrenztem Umfang zulässiger privater Eigenanbau mit Pflicht zum 

Schutz des privat angebauten Konsumcannabis vor dem Zugriff durch Drit-

te, insbesondere Kinder und Jugendliche. 

– Präventionsmaßnahmen der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung 

sowie in den Anbauvereinigungen Information und Beratung durch Präven-

tionsbeauftragte mit nachgewiesenen Sachkenntnissen und Kooperation mit 

lokalen Suchtberatungsstellen. 

– Cannabis zu medizinischen und medizinisch-wissenschaftlichen Zwecken 

soll in ein eigenes Gesetz überführt werden. Das Gesetz lehnt sich im We-

sentlichen an die in der Praxis bewährten Regelungen des Betäubungsmit-

telgesetzes an. Es soll bei der Verschreibungspflicht bleiben. 

– Um der geänderten Risikobewertung von Cannabis gerecht zu werden, sol-

len bestimmte Vorgaben, wie sie bisher im Betäubungsmittelrecht bestan-

den, wie zum Beispiel bürokratischer Aufwand durch das Abgabebelegver-

fahren und die Verschreibung auf Betäubungsmittelrezept entfallen. 

II. Zum Gang der Beratungen 

Der Bundesrat hat in seiner 1036. Sitzung am 29. September 2023 zu dem Ge-

setzentwurf der Bundesregierung umfangreich Stellung genommen (vgl. BR-

Drucksache 367/23 (Beschluss)). 
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Die Bundesregierung hat in ihrer Gegenäußerung zur Stellungnahme des Bun-

desrates die Mehrzahl der Änderungsvorschläge des Bundesrates abgelehnt 

(vgl. BT-Drucksache 20/8763). 

Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf in seiner Sitzung am 

23. Februar 2024 nach Maßgabe der Beschlussempfehlung und des Berichts 

seines federführenden Gesundheitsausschusses mit Änderungen und Ergänzun-

gen verabschiedet (vgl. BT-Drucksache 20/10426). 

Einige dieser Änderungen beruhen auf Anregungen des Bundesrates aus dem 

ersten Durchgang des Gesetzgebungsverfahrens. So ist die Definition des 

Wohnsitzes in § 1 Nummer 16 KCanG präzisiert sowie Regelungen zur Erlaub-

nispflicht konkretisiert worden (§ 11 Absatz 6 KCanG). Darüber hinaus sind die 

Regelungen zur Zuständigkeit und Zusammenarbeit der Behörden erweitert 

(§ 33Absatz 3 KCanG) worden. 

Änderungen der Strafprozessordnung (Artikel 13a) wurden neu in das Gesetz 

aufgenommen, wie auch § 13a Fahrerlaubnisverordnung, der Regelungen zur 

Klärung von Eignungszweifeln bei Cannabisproblematiken enthält. 

III. Empfehlungen der Ausschüsse 

Der federführende Gesundheitsausschuss, der Ausschuss für Innere Ange-

legenheiten und der Rechtsausschuss empfehlen dem Bundesrat, zu dem vom 

Deutschen Bundestag am 23. Februar 2024 verabschiedeten Gesetz aus einer 

Reihe von Gründen gemäß Artikel 77 Absatz 2 des Grundgesetzes die Einberu-

fung des Vermittlungsausschusses zu verlangen. Sie betreffen im Wesentlichen 

die festgelegten Mengenbegrenzungen, die einzuhaltenden Mindestabstände 

beim öffentlichen Konsum und von Anbauvereinigungen zu Einrichtungen, die 

tatsächlich ausschließlich oder vorwiegend von Kindern oder Jugendlichen auf-

gesucht werden sowie die Regelungen zum Inkrafttreten des Gesetzes. 

Der federführende Gesundheitsausschuss sieht den Kinder- und Jugendschutz 

durch die Mindestabstandsregeln als nicht gewahrt an. Der Ausschuss für  

Innere Angelegenheiten spricht sich für einen Mindestabstand von 500 Metern 

für den Cannabiskonsum in nicht-privaten Innenräumen zu Einrichtungen aus, 

die vorwiegend von Kindern und Jugendlichen aufgesucht werden. Beide Aus-

schüsse befürworten ein späteres Inkrafttreten des Gesetzes, etwa damit sich die 

Länder und Kommunen auf die Vollzugs- und Kontrollaufgaben nach dem Ge-
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setz vorbereiten können. Der Rechtsausschuss spricht sich dafür aus, den vor-

gesehenen rückwirkenden Straferlass für Verhalten, das nach dem KCanG nicht 

mehr strafbar ist, nicht auf die Vollstreckung bereits verhängter Strafen zu er-

strecken.  

Der Verkehrsausschuss empfiehlt dem Bundesrat, einen Antrag gemäß  

Artikel 77 Absatz 2 des Grundgesetzes nicht zu stellen. 

 

Einzelheiten sind der BR-Drucksache 92/1/24 zu entnehmen. 
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